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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Haben die Eltern insbesondere von in Heimen 
Sieglerschmidt untergebrachten Kindern nach geltendem Recht 

die Möglichkeit, eine Annahme ihres Kindes 
an Kindes Statt durch Versagung der Einwilli- 
gung auch in Fällen zu verhindern, in denen 
durch dieses Verhalten der Eltern offensicht- 
lich schwere Nachteile für das Kind zu befürch- 
ten sind, und wie häufig sind etwa solche 
Fälle? 

2. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung voraussicht- 
Sieglerschmidt lieh, falls sie die vorstehende Frage entspre- 
chend beantwortet, eine Vorlage zur Änderung 
der in Frage kommenden Rechtsvorschriften 
einbringen, und wie sollte nach den Vorstel- 
lungen der Bundesregierung das Aufeinander- 
treffen von Rechten der Eltern und Wohl des 
Kindes geregelt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Meldung im 

Dr. Früh „Ernährungsdienst'' vom 2. Februar 1971 be- 

stätigen, daß das Getreideangebot in der EWG 
einschließlich der übernommenen Vorräte den 
niedrigsten Stand seit 1966 erreicht hat und 
um 9 Millionen t unter dem Vorjahresstand 
bleibt? 

4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der öffentlich- 

Dr. Früh keit eine Bilanz der Getreideversorgung der 

EWG unter besonderer Berücksichtigung der 
benötigten Einfuhrmengen von Futtergetreide 
vorzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der Interessenten für 
Josten den Deutschen Entwicklungsdienst 1970 gewe- 

sen und wie viele wurden berücksichtigt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung auf den 
Peters Beschluß der niederländischen Regierung vom 

(Norden) Dezember 1970, einen ersten Teilabschnitt der 

fehnkolonialen Schmutzwasserdruckleitung mit 
Einmündung in den Dollart sofort zu verwirk- 
lichen, zu reagieren, der den Ergebnissen der 
deutsch-niederländischen Regierungsverhand- 
lungen über diesen Gegenstand einseitig vor- 
greift? 

Gegenüber welchen Anliegerstaaten und gege- 
benenfalls mit weichem Ergebnis hat die Bun- 
desregierung bereits konkrete Schritte in Rich- 
tung auf den Abschluß eines regionalen Ab- 
kommens über die Reinhaltung von Nord- und 
Ostsee unternommen, wie von der Bundesre- 
gierung im Verkehrsbericht 1970 angekündigt 
wurde? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auch der Meinung, 

Pfeifer daß die Deutschen Jungdemokraten unterwan- 

dert werden und zwar im Rahmen einer bun- 
desweit angelegten Kampagne, die darauf ab- 
zielt, „die bürgerlichen Jugendverbände zu- 
gunsten einer später zu gründenden kommu- 
nistischen Partei zu zerrütten"? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Dr. Gölter von der niedersächsischen Führung der Deut- 

schen Jungdemokraten angesteuerten Ziele 
einwandfrei verfassungswidrig sind? 

10. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Unterlagen darüber, 
Strohmayr aus welchen Gründen die Fluktuation beim 

Personal des öffentlichen Dienstes in der Zeit 
vom 1. Oktober 1968 bis zum 30. September 
1969 eine Quote von rund 30 Prozent erreichte? 


11. Abgeordneter Gibt es Anzeichen dafür, daß die Fluktuation 
Strohmayr im öffentlichen Dienst sich seither verändert 

haben könnte? 


12. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau Stommel dem immer weiter um sich greifenden illegalen 

Waffenhandel entgegenzutreten? 

13. Abgeordnete Welche Maßnahmen bzw. Gegenmaßnahmen 
Frau Stommel will die Bundesregierung einleiten bzw. ver- 
stärken, um einer Verunsicherung der Öffent- 
lichkeit durch verbotenen Waffenbesitz ent- 
gegenzutreten? 


7. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 
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14. Abgeordneter Welche zusätzlichen Maßnahmen wird die Bun- 
Hansen desregierung ergreifen, um die illegale Ein- 

wanderung ausländischer Arbeitnehmer in die 
Bundesrepublik Deutschland zu verhindern 
und damit spätere Ausweisungen, die zwangs- 
läufig große Härten für die Betroffenen bedeu- 
ten, zu vermeiden? 


15. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Feststellungen 
Schröder der Wasserschutzpolizei Emden bekannt, 

(Wilhelminenhof) wonach die holländischen Charterschiffe 
der NAM (niederländische Erdölgesellschaft) 
„Adara" und „Aludra" seit einiger Zeit fast 
täglich stark belastete Industrieabwässer in 
die Emsmündung pumpen, deren biochemi- 
scher Sauerstoffbedarf etwa 20 mal so hoch 
ist wie durchschnittlich verschmutztes Stadt- 
abwasser, und was gedenkt sie, dagegen zu 
tun? 


16. Abgeordneter Wie weit ist die Bundesregierung mit der Prü- 
Schröder fung über die Möglichkeiten von rechtlichen 

(Wilhelminenhof) Schritten gegenüber der niederländischen Re- 
gierung in der Frage der Einleitung ungerei- 
nigter Industrieabwässer in das Emsästuar, wie 
sie der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern in der Beantwor- 
tung meiner Mündlichen Frage am 21. Januar 
zugesagt hat? 


17. Abgeordneter Wieviel Tote und Verwundete sind seit dem 
Dr. Marx 12. August 1970 nach Eingreifen der NVA- 

(Kaiserslautern) Grenze an Mauer und Todesstreifen durch 
Organe der Bundesrepublik Deutschland fest- 
gestellt worden? 


18. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 

Dr. Marx derjenigen, die durch tiefgestaffelte „Grenz- 

(Kaiserslautern) Sicherungsanlagen" und die uniformierten und 
zivilgekleideten „Sicherungskräfte" jenseits 
der Zonengrenzlinie an der versuchten Flucht 
in die Bundesrepublik Deutschland gehindert 
und festgehalten worden sind? 


19. Abgeordneter Gibt es im gehobenen Staatsdienst mit dem 
Baeuchle graduierten Ingenieur (mit einem Studium von 

drei Jahren an einer Akademie bzw. Fach- 
hochschule) mit Ausnahme der Volksschulleh- 
rer und graduierten Betriebswirte vergleich- 
bare Beamtengruppen? 


20. Abgeordneter Im Falle der Bejahung des ersten Teils der 

Baeuchle Frage: Welches sind die mit dem graduierten 

Ingenieur (ausbildungsmäßig) vergleichbaren 
Beamtengruppen? 
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21. Abgeordneter 

Rainer 


22. Abgeordneter 

Rainer 


23. Abgeordneter 

Rollmann 


24. Abgeordneter 

Rollmann 


25. Abgeordneter 

Berding 


26. Abgeordneter 

Berding 


Beobachtet die Bundesregierung das Ein- 
schleusen kommunistischer Propagandaschrif- 
ten aus Nord-Vietnam in die Bundesrepublik 
Deutschland, bzw. hat die Bundesregierung 
Anhaltspunkte dafür, ob dieses Film- und 
Propagandamaterial durch die Jusos über Ost- 
berlin bezogen wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Maße der Mitarbeiterstab von Madame Binh 
mit den Nachfolgeorganisationen der KPD in 
der Bundesrepublik Deutschland zusammenar- 
beitet? 

War der Bundesregierung bekannt, daß das 
Landgericht Elamburg in seinem Urteil vom 
5. Mai 1970 im Bergedorfer Brandstifterprozeß 
die APO-Einstellung der Angeklagten als 
„Nährboden für ihre Taten“, denen die Berge- 
dorfer Hansa-Schule und die Holzhandlung 
Behr mit einem Gesamtschaden von ca. 2,5 Mil- 
lionen DM zum Opfer fielen, bezeichnet hat? 

Welche Verbindungen bestehen zwischen der 
APO in Hamburg-Bergedorf und der Baader- 
Mahler-Meinhof-Bande? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bun- 
desmonopolverwaltung für Branntwein seit 
einiger Zeit ihre einschlägigen Artikel statt 
bisher in vielfach verwendbaren Flaschen 
— - gegen eine Pfandgebühr — nunmehr in so- 
genannten Einwegflaschen abgibt und die Ko- 
sten dafür ganz auf den Letztverbraucher ab- 
gewälzt hat, so daß z. B. für ein Liter Brenn- 
spiritus sich der Preis um 64,83°/o erhöht hat, 
und wie beurteilt die Bundesregierung diese 
Maßnahme? 

Wird die Bundesregierung bei ihren Überle- 
gungen für den Umweltschutz, Hersteller von 
Einwegflaschen zu einer Abgabe zur Beseiti- 
gung des von ihnen verursachten „Müllan- 
falls“ heranzuziehen, auch die Monopolbetrie- 
be der öffentlichen Hand mit einbeziehen und 
vor allem dafür Sorge tragen, daß nicht letzten 
Endes doch der Endverbraucher die Kosten 
allein tragen muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Frau Funcke den Abtransport von wertlosen und leicht 
verweslichen Abfallprodukten, insbesondere 
von Knochen und ungegerbten Hautabfällen, 
im Interesse einer aus gesundheitlichen Grün- 
den erforderlichen schnellen Beseitigung oder 
Verarbeitung von der Straßengüterverkehr- 
steuer freizustellen? 
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28. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Auflösung landwirtschaft- 

Ehnes lieber Betriebe nach Inanspruchnahme agrar- 

sozialer Maßnahmen, wie Landabgaberente 
oder Landabgabeprämie, erhebliche Einkom- 
menssteuernachzahlungen auslöst, weil die 
Übernahme von Betriebsvermögen ins Privat- 
vermögen nach der Bilanzordnung als Auflö- 
sung stiller Reserven zu gelten hat, die von 
der Einkommensteuer erfaßt werden? 

29. Abgeordneter Wenn ja, ist es dann richtig, daß bei diesem 

Ehnes Vorgang nach den bisherigen Erfahrungen mit 

Einkommensteuerzahlungen von etwa 1000 
DM je ha Betriebsvermögen einschließlich der 
dazugehörigen Inventarvermögensteile zu 
rechnen ist, daß also z. B. ein 8 ha-Betrieb 
nach Auflösung 8000 DM bis 10 000 DM Ein- 
kommensteuer nachzuzahlen hat? 

30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß erneut 

Lampersbach Einfuhren französischer Schaumweine unter 

3 atü erfolgen, die ohne Zahlung der Schaum- 
weinsteuer in der Bundesrepublik Deutschland 
unter der Bezeichnung „Sekt" vertrieben wer- 
den? 

31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung derartige 

Lampersbach Einfuhren unter Steuer- und wettbewerbspoli- 

tischen Aspekten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


32. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den Vor- 

Löffler Stellungen, die der Zentralverband des Deut- 

schen Handwerks in einem Schreiben vom 
2. November 1970 hinsichtlich der überbetrieb- 
lichen Aus- und Weiterbildung der Betriebs- 
angehörigen im Handwerk entwickelt hat? 

33. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Löffler rung, die für die Gewerbeförderung vorgese- 

henen Mittel so zu erhöhen, daß die bereits 
angemeldeten Einzelprojekte und Maßnahmen 
möglichst kurzfristig verwirklicht werden kön- 
nen und die Ansätze den vom Heinz-Pirst-In- 
stitut für Handwerkstechnik ermittelten Zahlen 
für die Schaffung von Ausbildungsplätzen 
(1,25 Milliarden DM) und für den laufenden 
Unterhalt (jährlich 111 Millionen DM) nahe- 
kommen? 

34. Abgeordneter Unter Hinweis auf die in der „Welt" vom 

Schlee 19. Februar 1971 veröffentlichte Erklärung des 

Bundesaußenministers zu höheren Textilim- 
porten aus Japan, frage ich die Bundesregie- 
rung, ob bereits konkrete Vorstellungen dar- 
über bestehen, wie es zu praktizieren sei, 
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daß die EWG sich gegen vermehrte Einfuhr 
von Textilien aus Japan nicht sträuben, eine 
„Deroutierung" der westeuropäischen Textil- 
industrie jedoch nicht zulassen werde? 

35. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 
Urbaniak regierung die staatlichen Investitionshilfen 

für den Bergbau und die Kokskohlenbeihilfe 
für die Stahlindustrie, die in der mittelfristigen 
Finanzplanung aufgenommen worden sind, zu 
streichen beabsichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordnete 

Frau Kalinke 


37. Abgeordnete 

Frau Kalinke 


38, Abgeordneter 

Dr. Slotta 


39. Abgeordneter 
Wawrzik 


40. Abgeordneter 

Wawrzik 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahlrei- 
che Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (RVO-Kassen und Ersatzkassen) anläß- 
lich der Öffnung der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung für höherverdienende, bisher nicht 
sozialversicherte Angestellte durch das 2. 
Krankenversicherungsänderungsgesetz poten- 
tiellen Mitgliedern mündlich und schriftlich die 
Gewährung von Kostenerstattung für privat- 
ärztliche ambulante Behandlung in Aussicht 
stellen? 

Hält die Bundesregierung die Gewährung von 
Kostenerstattung für vereinbar mit dem Lei- 
stungsrecht der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung nach § 225 RVO, und dürfen Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung — außer in 
Notfällen — überhaupt Vertragssätze erstat- 
ten und sogar das Mehrfache dieser Vertrags- 
sätze im Wettbewerb anbieten? 

Hat die Bundesregierung daran gedacht, die 
bisher mittels Tarifordnung durchgeführte Be- 
rufsunfähigkeits-, Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung der Bühnenschaffenden durch 
die Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen 
und der Orchestermusiker durch die Versor- 
gungsanstalt für Kulturorchester nach der am 
1. Januar 1971 erfolgten Außerkraftsetzung 
aller anderen Tarifordnungen durch Gesetzes- 
verordnung zu bestätigen, um diese Künstler 
bzw. ihre Hinterbliebenen im Versorgungsfall 
sicherzustellen? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 
gierung überlegt, den bisherigen dreijährigen 
Zeitraum für die Anpassung der Renten auf 
zwei Jahre zu verkürzen? 

Welche Aufwendungen wären für eine solche 
Maßnahme erforderlich? 
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41. Abgeordneter Wann ist mit dem Erlaß der Rechtsverordnung 
Bredl nach § 393 a Abs. 1 RVO zu rechnen, nach 

welcher den Trägem der gesetzlichen Kranken- 
versicherung für das Jahr 1969 noch eine Nach- 
zahlung an Beiträgen zur Krankenversiche- 
rung der Rentner in Höhe von etwa 450 Mil- 
lionen DM zusteht? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag einen Gesetzentwurf zur Re- 
gelung der Rechtsmaterie über die betriebliche 
Altersversorgung oder betriebliche Zusatzver- 
sorgung vorzulegen, um zu gewährleisten, daß 
eine Sicherung der erworbenen Ansprüche die 
Mobilität der Arbeitnehmer nicht behindert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


43. Abgeordneter Wie viele bundeseigene und mit Bundesdar- 

Pawelczyk lehen geförderte Wohnungen sind z. Z. mit 

Bundeswehrangehörigen besetzt? 

44. Abgeordneter Wie viele dieser Wohnungen werden von 

Pawelczyk Pensionären bewohnt? 

45. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 

Würtz rung die Öffentlichkeitsarbeit der Kompanien 

und Staffeln der Bundeswehr — z. B. bei Pa- 
tenschaften - — finanziell zu unterstützen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Soldaten- 
laufbahnverordnung dahin gehend zu erwei- 
tern, in dem sie die Laufbahn der Laufbahn- 
gruppe der Unteroffiziere um eine Laufbahn 
der Unteroffiziere des technischen Dienstes er- 
gänzt? 

47. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen der Bundesregie- 

Storm rung hinsichtlich des Betreibens bestehender 

Soldatenheime vor? 

48. Abgeordneter Welche Planungen verfolgt die Bundesregie- 

Storm rung hinsichtlich der Errichtung von neuen und 

des Betreibens bestehender Soldatenheime für 
die Zeit bis 1975? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 

49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in Kraft 
Fiebig getretenen Verwaltungsvereinbarungen der 

früheren Bundesregierung zwischen dem Bun- 
desminister für das Gesundheitswesen vom 


46. Abgeordneter 

Krall 


42. Abgeordneter 

Bredl 
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30. Oktober 1967, dem Bundesminister des In- 
nern vom 25. Oktober 1967 und dem Bundes- 
minister der Verteidigung vom 29. November 
1967 (Nummer 6 b), wonach die bei den Mittel- 
behörden als „Medizinaldezementen, Veteri- 
närdezernenten und Pharmaziedezernenten" 
tätigen Reserveoffiziere für den Sanitätsdienst 
der Bundeswehr nicht zur Verfügung stehen, 
zu revidieren? 

50. Abgeordneter Wie haben sich in den letzten Jahren zahlen- 

Dr. Sdimitt- mäßig die Apothekeneinbrüche entwickelt? 

Vockenhausen 

51. Abgeordneter Welche konkreten Schritte und Vorschläge er- 

Dr. Sdimitt- geben sich aus diesen Zahlen? 

Vockenhausen 

52. Abgeordnete Ist der in Heft 1/1971 der Zeitschrift „Gesundes 
Frau Schimschock Leben" erschienene Artikel „Bleivergiftung 

durch Keramikgeschirr" bekannt, in dem es 
heißt, das Menschen an Bleivergiftung starben, 
weil sie Getränke, die in Keramikgeschirr auf- 
bewahrt waren, zu sich genommen haben? 

53. Abgeordnete Erfolgt in der Bundesrepublik Deutschland 
Frau Schimschock eine Überwachung der keramischen Ge- 
brauchsartikel — vor allem der viel gekauften 
Römertöpfe — , um eventuelle Schädigungen 
des menschlichen Organismus zu verhindern? 

54. Abgeordneter Haben sich die verbesserten Bestimmungen 

Burger des Bundessozialhilfegesetzes (§ 125 BSHG) 

für die Meldung von Behinderten über das 
Gesundheitsamt bewährt? 

Werden die als Ergebnis der verbesserten 
Vorschriften zu erwartenden Unterlagen (§ 126 
Abs. 3 BSHG) zuverlässige Zahlen für die 
Planung von Einrichtungen für Behinderte ab- 
geben? 

56. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, um den 

Dr. Gruhl von der Staatsanwaltschaft Aachen anläßlich 

der Einstellung des Contergan-Prozesses am 
18. Dezember 1970 geäußerten Zweifel, „daß 
das Bundesgesundheitsamt während der Tat- 
zeit von seiner personellen Besetzung sowie 
den ihm zur Verfügung stehenden gesetzlichen 
Kompetenzen her imstande gewesen ist, den 
sich abzeichnenden Gefahren auf dem Arznei- 
mittelsektor mit der nötigen Schnelligkeit und 
Gründlichkeit zu begegnen", für die Zukunft 
auszuräumen und sicherzustellen, daß Kata- 
strophen durch ungenügend geprüfte Arznei- 
mittel vom Ausmaß der Thalidomidschäden 
nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen 
sind? 


55. Abgeordneter 

Burger 
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57. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung durch 

Lenzer Rechtsverordnung sicherstellen kann, daß die 

Einbeziehung der landwirtschaftlich-techni- 
schen Assistenten in das Ausbildungsförde- 
rungsgesetz erfolgen kann, nachdem von der 
hessischen Landesregierung die Ausbildung 
zum landwirtschaftlich-technischen Assistenten 
als gleichwertig mit dem Besuch einer Fach- 
schule im Sinne des Ausbildungsförderungs- 
gesetzes anerkannt wurde? 

58. Abgeordneter Wann ist mit dem Erlaß einer derartigen 

Lenzer Rechtsverordnung durch die Bundesregierung 

zu rechnen? 

59. Abgeordneter Wäre es, angesichts der kürzlich erneut wieder 

Dröscher festgestellten erheblichen aus dem Ausland 

importierten Mengen an gefälschtem Wein, 
nicht zweckmäßiger, eine bundeseinheitliche 
und bundesweite (vielleicht auf Vereinsbasis 
arbeitende) Weinkontrolle zu schaffen und sie 
mit dem notwendigen technischen Gerät aus- 
zustatten, als die jetzige Länderregelung bei- 
zubehalten, und würde es nicht sowohl dem 
Schutz der deutschen Erzeuger als der Ver- 
braucher dienen, wenn die Bundesregierung 
entsprechende Verhandlungen mit den Län- 
dern auf nehmen würde? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

60. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die vom bayerischen 
Dr. Schwörer Statistischen Landesamt aufgestellte Statistik 

über Straßenverkehrsunfälle durch Aufprall 
auf Bäume in Bayern bekannt, und liegen der 
Bundesregierung vergleichbare Unterlagen 
über Verkehrsunfälle auf den Bundesstraßen 
des Bundesgebietes vor? 

61. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen 
Dr. Schwörer aus dem Gutachten Professor Bitzeis, Tech- 
nische Hochschule München, nach dem die 
Schwere der Unfälle sich bei dem Aufprall 
auf Bäume in der Regel verdoppelt, zu ziehen 
und verkehrsgefährdende Straßenbäume an 
Bundesstraßen zu entfernen, und auf die In- 
nenminister der Länder dahin gehend einzu- 
wirken, daß sie sich den Richtlinien anschlies- 
sen, die das bayerische Innenministerium in 
Zusammenhang mit dem ADAC zum Problem 
der Straßenbäume erarbeitet hat? 

62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Dr. Schober Plänen des Bundesverkehrsministers vom 

23. Juli 1970 über die Auflösung von sechs 
Bundesbahndirektionen die Abgrenzung der 
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Bezirke Hannover und Essen in einer Weise 
vorgenommen werden soll, die wirtschaftliche 
und strukturelle Zusammenhänge außer Acht 
läßt, indem sie die Kreise Minden und Lüb- 
becke ganz und den Kreis Herford teilweise 
vom übrigen Ostwestfalen-Lippe abtrennt? 

63. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für zweck- 

Dr. Schober mäßig — auch im Hinblick auf die kommer- 

zielle Konzeption der Deutschen Bundes- 
bahn — den gesamten Wirtschaftsraum Ost- 
westfalen-Lippe von einer Generalvertretung 
der Deutschen Bundesbahn betreuen zu lassen, 
als deren Sitz sich Bielefeld anbieten würde? 

64. Abgeordneter Wie hoch würden sich die Kosten für den 

Lemmrich Ausbau der oberen Donau von Kehlheim bis 

Ulm zu einer Wasserstraße belaufen? 

65. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Lemmrich lichkeit eines Ausbaus der oberen Donau von 

Kehlheim bis Ulm zur Wasserstraße? 

66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, vergleich- 

Dr. Kraske bare Zahlen vorzulegen, in welchem Maße 

ausländische LKW's an Unfällen auf unseren 
Straßen beteiligt sind? 

67. Abgeordneter Inwieweit ist gewährleistet, daß die auf unse- 

Dr. Kraske ren Straßen fahrenden LKW's den gleichen 

Sicherheitsvorschriften im weitesten Sinne 
unterworfen werden, die für deutsche LKW's 
gelten? 

68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 

Röhner sehe Bundesbahn einzuwirken, daß über die 

Schülertarife hinausgehend für Klassenreisen 
zu Lehrzwecken besondere Fahrpreisermäßi- 
gungen gewährt werden? 

69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

RÖhner durch solche begünstigte Lehrfahrten von 

Schulklassen längerfristig ein Werbeeffekt, 
der sich auch wirtschaftlich auswirkt, erzielt 
wird? 

70. Abgeordnete Trifft es zu, daß die in der Ostsee verkehren- 

Frau Tübler den Fährschiffe der Deutschen Bundesbahn die 

auf ihren Fahrten anfallenden Abfälle in die 
See kippen? 

71. Abgeordnete Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit 

Frau Tübler — auch ohne gesetzliche Verpflichtung — die 

Deutsche Bundesbahn zu veranlassen, zur Ver- 
hütung der Verunreinigung der See die Ab- 
fälle ordnungsgemäß an Land zu beseitigen? 
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72. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


73. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


74. Abgeordneter 

Dr. Apel 


75. Abgeordneter 

Dr. Apel 


76, Abgeordneter 

Seefeld 


77. Abgeordneter 
Seefeld 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn auch dann ein Wagen- 
standgeld für Samstag erhebt, wenn der Emp- 
fänger eine ihm an diesem Tage bereitgestellte 
Wagenladung am folgenden Werktag ab- 
nimmt? 


Erscheint diese Regelung vom sozialen Stand- 
punkt aus gerechtfertigt, da sie die Unterneh- 
mer entweder daran hindert, ihren Beschäftig- 
ten ein volles freies Wochenende zu geben 
oder ihnen im Falle der Freizeitgewährung 
finanzielle Nachteile auferlegt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es fast 
alle unsere westeuropäischen Nachbarstaaten 
nicht zulassen, daß Führerscheine, die durch 
eine Fahrprüfung auf einem Fahrzeug mit 
automatischer Gangschaltung erworben wer- 
den, ohne weiteres auch zum Fahren von 
Personenkraftwagen mit traditioneller Gang- 
schaltung berechtigen? 


Ist die Bundesregierung wirklich der Meinung 
(siehe schriftliche Antwort der Bundesregie- 
rung auf meine Frage für die Fragestunden 
3./5. Februar 1971), daß das Antragsverfahren 
für Fahrpreisermäßigungen kinderreicher Fa- 
milien bei der Deutschen Bundesbahn, wobei 
für den Antragsteller insgesamt vier Wege 
erforderlich sind, — Erwerb des vorgeschrie- 
benen Antrags beim zuständigen Fahrkarten- 
schalter der Deutschen Bundesbahn, Bestäti- 
gung durch die Meldebehörde, Abgabe des 
Antrags am zuständigen Fahrkartenschalter 
zur Überprüfung, Abholung des genehmigten 
Antrags — sich nur auf den unbedingt erfor- 
derlichen Nachweis beschränkt? 


Hält es die Bundesregierung im Interesse der 
Verbesserung des Verkehrsablaufs und der 
Sicherheit der Verkehrsteilnehmer für erstre- 
benswert, an den durch zeitweiligen Nebel 
gefährdeten Autobahnteilstücken Nebelwarn- 
anlagen zu installieren? 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Kennzeichnung der im Notfalleinsatz befind- 
lichen Kraftfahrzeugen von Ärzten durch den 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
neuerdings zugelassenen gelb blinkenden 
Dachaufsatz ausreicht, und kann die Zahl der 
Arzte angegeben werden, die bisher von die- 
ser Möglichkeit Gebrauch gemacht haben? 
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78. Abgeordneter 
Bauer 
(Wttrzburg) 


79. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


80. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 


81. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 


82. Abgeordneter 

Pieroth 


83. Abgeordneter 

Pieroth 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung hinsichtlich eines zukünftig möglichst ab- 
gasfreien Wagenparks bei der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost — un- 
beschadet der Vergabe und Förderung ein- 
schlägiger Forschungsaufträge — aus der Tat- 
sache, daß sowohl im innerdeutschen Bereich 
„Elektromobile" von namhaften Firmen er- 
probt wurden und darüber hinaus in den USA, 
Italien, Frankreich und Japan in den letzten 
Jahren laufend leistungsfähige Fahrzeuge 
dieser Art in zahlreichen Formen entwickelt 
und vorgestellt worden sind? 


Hält die Bundesregierung nach der im Rah- 
men der abschließenden Auswertung des TEE- 
Zug-Unglücks bei Aitrang geäußerten Beur- 
teilung, ursächlich könne letztlich nur ein Un- 
wohlsein des Lokomotivführers gewesen sein, 
eine Zugsicherung lediglich durch mechanisch- 
selbsttätig (indirekt) ausgelösten Bremseffekt 
für die Geschwindigkeiten dieser Züge noch 
für ausreichend? 


Auf welche Weise ist sichergestellt, daß beim 
Neubau von Bundesfernstraßen durch geeig- 
nete Schutzmaßnahmen der Lärm wirkungs- 
voll bekämpft wird (vgl. Nummer 205 des Ver- 
kehrsberichts 1970)? 


Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, 
neue Erkenntnisse, die sich bei den in die 
Wege geleiteten Versuchen über wirkungs- 
volle Schutzmaßnahmen ergeben, unverzüglich 
beim Bundesfernstraßenbau in der Praxis zu 
verwenden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bun- 
desbahnassistenten-Anwärter mit gleichem 
Dienstalter bei der Bundesbahndirektion 
Mainz eher zu Bundesbahnassistenten ernannt 
werden können als dieses z. B. bei der Bundes- 
bahndirektion Saarbrücken der Fall ist, und 
ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
der Organisationsänderungen hinsichtlich der 
Neuordnung der Bundesbahndirektion dafür zu 
sorgen, daß entsprechende Bestimmungen er- 
lassen werden, die eine Angleichung der Lauf- 
bahnverhältnisse in den einzelnen Laufbahnen 
ermöglichen? 


Ist die Bundesregierung bereit, Untersuchun- 
gen darüber einzuleiten, welche automatischen 
Sicherungen bei Verkehrsampeln eingebaut 
werden können, um zu verhindern, daß Am- 
peln infolge technischen Versagens z. B. an 
einer Kreuzung zur gleichen Zeit Grün zeigen 
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84. Abgeordneter 

Walkhoff 


85. Abgeordneter 

Hein 


86. Abgeordneter 

Hein 


87. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


88. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


89. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


oder daß eine Ampel vollständig ausfällt, 
während die anderen Signalanlagen arbeiten 
und dadurch erhebliche Gefahren für die Ver- 
kehrsteilnehmer entstehen, oder ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß automati- 
sche Sicherungen nur bei Bahnübergängen er- 
forderlich sind? 


Worauf ist es nach Meinung der Bundesregie- 
rung zurückzuführen, daß DDR-Tageszeitungen 
häufig erst eine Woche nach Absendung durch 
die zuständige Westberliner Zeitungsversand- 
firma den Empfänger erreichen? 


Trifft es zu, daß die Fernsprechgebühren am 
Buß- und Bettag wie an Werktagen erhoben 
werden? 


Sollten Gebühren wie an Werktagen berech- 
net werden, bitte ich um Auskunft, ob die 
Bundesregierung bereit ist, dafür Sorge zu 
tragen, daß Gebühren wie an Feiertagen sonst 
erhoben werden, denn schließlich wird dieser 
Tag in der Briefzustellung, der Briefkasten- 
leerung usw. wie ein Feiertag behandelt? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die auf CFt- 
Dienstposten tätigen CF Fu-Beamten sozial 
den Ingenieuren gleichzustellen, nachdem von 
beiden die gleiche Arbeit verrichtet wird, oder 
wäre sie bereit, den CF Fu-Beamten die Mög- 
lichkeit einzuräumen, auf einer Ingenieuraka- 
demie der Deutschen Bundespost die Ausbil- 
dung zum Ingenieur zu ermöglichen? 


Vermag die Bundesregierung die Gründe für 
die ab 1970 geltende Änderung postalischer 
Ortsnamen bei kommunalen Neugliederungen 
anzugeben, nach der ausschließlich der Name 
der neugebildeten Gemeinde Verwendung fin- 
det und die Namen der Ortschaften, die in der 
neuen Gemeinde aufgegangen sind, nicht ein- 
mal als Bindestrich-Zusatz erscheinen, auch 
wenn es sich um historisch gewachsene und 
allgemein bekannte Bezeichnungen handelt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ab 
1970 geltende Änderung postalischer Ortsna- 
men bei kommunalen Neugliederungen die 
wirtschaftlichen Interessen bekannter Frem- 
denverkehrsorte und vieler kleinerer und mitt- 
lerer Industriebetriebe empfindlich schädigt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

90. Abgeordneter Wie viele Grundeigentümer waren an den 

Dr. Schneider Verkaufsgewinnen in Höhe von 50 Milliarden 
(Nürnberg) DM beteiligt, von denen Bundesminister Lau- 

ritzen in diesen Tagen gesprochen hat? 

91. Abgeordneter Für welche Zwecke wurden die veräußerten 

Dr. Schneider Grundstücke verwendet und wie hoch waren 

(Nürnberg) die Verkaufsgewinne bei der öffentlichen 

Hand, insbesondere bei Bund, Ländern und 
Gemeinden? 

92. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Bun- 

Baier desminister für Städtebau und Wohnungswe- 

sen das sogenannte „Intensivprogramm" hal- 
biert hat? 

93. Abgeordneter Wieviel Wohnungen sollen im Rahmen des 

Baier langfristigen Wohnungsbauprogramms nun- 

mehr 1971 erstellt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

94. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, der 

Hansen Bund-Länder-Kommission ein Modell für die 

Ausbildung zum Stufenlehrer vorzuschlagen, 
in dem unter anderem die Auswirkungen auf 
die Besoldung und das Laufbahnrecht berück- 
sichtigt werden? 

95. Abgeordneter Handelt es sich bei der in der Pressemitteilung 

Dr. Gölter des Bundesministers für Bildung und Wissen- 

schaft vom 17. Januar 1971 angeführten 
deutsch-schwedischen Kommission zur Unter- 
suchung von Fragen der Mitwirkung in Schule, 
Hochschule und Forschung um eine Kommis- 
sion der beiden genannten Staaten oder der 
sozialdemokratischen Parteien beider Länder? 

96. Abgeordnete Ist die europäische Zusammenarbeit in For- 
Frau Dr. Walz schung und Entwicklung für die Bundesregie- 
rung ein Bestandteil ihrer Integrationspolitik, 
oder betrachtet sie die europäische technolo- 
gische Zusammenarbeit nur als Ergänzung 
ihrer nationalen Technologiepolitik? 

97. Abgeordnete Welche Funktion gibt die Bundesregierung der 
Frau Dr. Walz bi- und trilateralen Zusammenarbeit im Rah- 
men dieser Integrationspolitik, und wie ver- 
meidet sie Inkohärenzen? 
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98. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen die wegen 

Wohlrabe Verdacht auf Beihilfe zum Mord in einem 

kalifornischen Gefängnis einsitzende amerika- 
nische Kommunistin Angela Davis und der 
ehemalige Propagandachef der kommunisti- 
schen Black Panther, Aldridge Cleaver, der zur 
Zeit im algerischen Exil lebt, vom Präsidenten 
der Freien Universität Berlin, Rolf Kreibich, 
oder vom Vizepräsidenten der Freien Univer- 
sität Berlin, Uwe Wesel, auf Kosten des deut- 
schen Steuerzahlers zu Gastvorlesungen ein- 
geladen wurde? 

99. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Wohlrabe derartige Einladungen vertretbar sind? 

100. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung für eine 
Dr. Slotta unverzügliche Realisierung zu tun, integrierte 

Gesamthochschulen an den Orten zu fördern, 
wo die räumlichen und institutionellen Vor- 
aussetzungen dafür so günstig sind wie in 
Saarbrücken? 

War der Bundesregierung bekannt, daß der 
von ihr in die deutsch-schwedische Kommission 
zur Demokratisierung von Bildung und For- 
schung berufene Hamburger Lehrer Alfred 
Dreckmann nach dem Urteil der Großen Straf- 
kammer 8 des Landgerichts Hamburg vom 
5. Mai 1970 im Bergedorfer Brandstifterprozeß 
(Az. [38] 156/69 — 141 KLS 1/69) zur „Berge- 
dorfer Kerngruppe der APO" gehört und Mit- 
glied des Kreisvorstandes der DKP in Ham- 
burg-Bergedorf ist? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


102. Abgeordneter Ist bei dem Besuch von Bundeskanzler Brandt 

Dr. Häfele im Dezember vergangenen Jahres in Rom mit 

der italienischen Regierung auch über den seit 
Kriegsende in Gaeta/Italien inhaftierten Her- 
bert Kappler gesprochen worden? 

103. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Häfele es nach bald 26 Jahren an der Zeit wäre, durch 

einen humanitären Akt gegenüber dem Ver- 
urteilten einen Schlußstrich zu ziehen, und 
wenn ja, hat sie diese Haltung gegenüber der 
italienischen Regierung deutlich gemacht? 

104. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 

Freiherr nach Verhandlungen mit der jugoslawischen 

von Fircks Regierung paraphierte Auslieferungsvertrag 

keine Bestimmung enthält, deren mögliche 


101. Abgeordneter 

Dr. Schmidt- 
Burgk 


16 



Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1882 


Analogien bei der Anerkennung oder Nicht- 
anerkennung von Flüchtlingen und Asylsu- 
chenden aus den Ostblockländern durch die 
Verwaltungs- und Polizeibehörden der Bun- 
desländer auch nur entfernt eine Minderung 
oder Gefährdung der Rechte begründen könn- 
ten, die Flüchtlingen und Asylsuchenden nach 
den Artikeln der UN-Flüchtlingskonvention 
(Genfer Konvention 1951) zustehen? 


105. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf 
Josten Grund unserer eigenen furchtbaren Erfahrun- 

gen im Dritten Reich, zur Erleichterung des 
Schicksals von Juden in der Sowjetunion bei- 
zutragen? 


106. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, bei der 

Dr. Hupka Handelsmission in Warschau ein Faltblatt mit 

der „Information" der polnischen Regierung 
„über Maßnahmen zur Lösung humanitärer 
Probleme" zur Verfügung zu stellen, damit es 
dort von Interessenten jederzeit abgerufen 
werden kann? 


107. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine zusätzliche 
Dr. Hupka Information über die gesetzlichen Möglich- 

keiten, von denen die Aussicdler nach An- 
kunft in der Bundesrepublik Deutschland Ge- 
brauch machen können, z. B. Rentenansprüche, 
Lastenausgleich, Förderschulen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Leiterin der Delegation 

Rainer des Vietkong in Paris, Madame Binh, einen 

Antrag auf Erteilung eines Visums für die 
Bundesrepublik Deutschland gestellt hat, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, das Visum 
zu erteilen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


Wann kann mit der seit Jahren geplanten Er- 
richtung eines „Zivilschutzzentrums Bayreuth" 
gerechnet werden, — eine Maßnahme, deren 
Dringlichkeit von den beteiligten Behörden 
immer wieder herausgestellt wurde? 


3. Abgeordneter Warum gehört die Stadt Schwarzenbek noch 

Dr. Beermann immer zur Ortsklasse A, während die Preise 

dort nach meinen Feststellungen genau so 
hoch, wenn nicht höher als im benachbarten 
Hamburg sind, wogegen Hamburg in der Orts- 
klasse S + 3°/o eingestuft ist? 


4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schmitt- rung, um zu verhindern, daß Filmmaterial aus 

Vockenhausen der NS-Zeit nicht mißbräuchlich benutzt wer- 
den kann? 


5. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Bundesarchiv Koblenz la- 

Hansen gernde, zum Teil unersetzliche historische 

Filme, von Vernichtung bedroht sind, weil die 
Mittel fehlen, um die Nitrokopien auf Sicher- 
heitsfilm umzukopieren? 


6. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 

Dröscher für die mittlerweile sehr alten, von dem 

23. Änderungsgesetz zum Lastenausgleichsge- 
setz betroffenen Mitbürger von amtswegen 
die wegen Ubersteigens der gesetzlich zulässi- 
gen Einkünfte früher abgelehnten Anträge 
erneut bearbeitet und neu beschieden werden? 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1882 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffas- 

Dr. Jenninger sung, daß Personen, die auf Grund des „Ge- 

setzes zur Verhütung erbkranken Nachwuch- 
ses" zwangsweise unfruchtbar gemacht wor- 
den sind, keinerlei Entschädigungsanspruch 
geltend machen können, weil das Gesetz kein 
typisch nationalsozialistisches Unrecht dar- 
stelle und der Eingriff auch kein Sonderopfer 
bedeute? 

8. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung bereit, einen An- 
Dr. Jenninger Spruch auf Entschädigungsleistung wohlwol- 
lend zu überprüfen, wenn eine Erbkrankheit 
gemäß § 1 des Gesetzes zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchses nach dem heutigen 
Stande der Wissenschaft nicht Vorgelegen hat, 
die Kastration nicht nach den zur Zeit des Ein- 
griffes anerkannten Regeln der ärztlichen 
Kunst durchgeführt worden ist, die Kastration 
erhebliche gesundheitliche Folgeschäden ver- 
ursacht oder die Unfruchtbarmachung aus vor- 
wiegend politischen Gründen erfolgt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


9. Abgeordneter Sind nach Meinung der Bundesregierung die 
Biechele Mineralölreserven vor allem für eine befrie- 

digende Versorgung mit Heizöl auch in Krisen- 
zeiten im Bodenseegebiet mit seiner unter- 
entwickelten Infrastruktur ausreichend? 

10. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Biechele rung, die zweifellos bestehende Unterversor- 

gung dieses Gebietes mit Heizöl abzubauen 
und zu einer vergleichbaren Versorgung wie 
in der diesem Gebiet benachbarten Schweiz 
zu kommen (vgl. „Handelskammer aktuell 
III/70 und IV/70" und Information der Indu- 
strie- und Handelskammer Konstanz zur Heiz- 
ölversorgung im Bodenseegebiet vom 5. Fe- 
bruar 1971)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


11. Abgeordneter Wann ist der Einführung des sogenannten 
Geldner Grünen Dollars in die europäische Agrarpolitik 

zugestimmt worden, und welches Ziel für die 
Landwirtschaft wurde damals damit verfolgt? 
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12. Abgeordneter Unter welchen Bedingungen ist die in letzter 

Geldner Zeit wiederholt propagierte Aussetzung des 

Grünen Dollars möglich, und welche Auswir- 
kungen auf die Erzeugerpreise unserer Bauern 
im einzelnen hätte eine solche Aussetzung? 


13. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
der Organisation „Bauernselbsthilfe D. Angen- 
meister & Co. Hamburg" gemachten Planziel- 
angaben einer Gewinnung von etwa 200 000 
landwirtschaftlichen Betrieben als feste Mit- 
glieder und eines Kapitals in der Größenord- 
nung von rund 600 bis 800 Millionen DM 
grundsätzlich, sowie nach der Erreichbarkeit 
überhaupt der beabsichtigten Wirkung als 
Konkurrenzfaktor und Preisregulator im Rah- 
men des Systems der freien Marktwirtschaft? 


14. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung ferner die 
Sicherheit sowohl des einzuzahlenden Gesell- 
schafterbeitrags von 1000 DM, als auch der 
zugesicherten Rendite von mindestens 9% 
pro Jahr im Hinblick auf das Risiko des ein- 
zelnen Mitglieds? 


Geschäftsbereich des Biindesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


15. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, ob es, 
und wenn ja in welchem Umfang, in der Bun- 
desrepublik Deutschland tätige ausländische 
Bauunternehmen, insbesondere aus Ostblock- 
staaten, gibt, die für ihre ausländischen Ar- 
beitnehmer keine Sozialabgaben leisten, oder 
sich auf andere Weise der deutschen Sozial- 
und Arbeitsgesetzgebung entziehen? 


16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
Wuwer Schläge, die bestehenden Landesversicherungs- 

anstalten für die Arbeiterrentenversicherun- 
gen zu einer Bundesversicherungsanstalt zu- 
sammenzufassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


17. Abgeordneter Kann die Bundesregierung der Heckscher-Ner- 
Folger venklinik in München, deren Hauptaufgabe 

darin besteht, psychisch und physisch gestörte 
Kinder und Jugendliche in die Gesellschaft 
einzureihen, so helfen, daß die aus finanziellen 
Gründen drohende Auflösung abgewendet 
wird? 
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18. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Liegen der Bundesregierung Unterlagen dar- 
über vor, in welchem Umfang sich Süchtige 
durch die widerrechtliche Verwendung von 
Rezeptformularen {auf Grund Diebstahls usw.) 
Rauschgifte beschafft haben, und welche Siche- 
rungsmaßnahmen sind dagegen notwendig? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


19. Abgeordneter Ist der Bundesverkehrsminister im Hinblick 
Dr. Beermann darauf, daß die Stadt Schwarzenbek durch die 
Verlegung eines Bataillons der Bundeswehr 
und der geplanten Verlegung einer Grenz- 
schutzabteilung nach dort einen Bevölkerungs- 
zuwachs von etwa Vs der bisherigen Einwoh- 
nerzahl erhalten dürfte, bereit, das schon 
mehrfach diskutierte Projekt — den S-Bahn- 
Anschluß voranzutreiben — nunmehr tatkräf- 
tig zu unterstützen? 


20. Abgeordneter Warum wurde bislang auf die Ausstattung der 
Wuwer Züge der Deutschen Bundesbahn mit Sprech- 

funkanlagen, durch die sich die Verkehrs- 
sicherheit wesentlich erhöhen ließe, verzichtet? 


21. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Durch welche Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung dem durch die Planungsgemeinschaft 
West- und Südpfalz festgestellten Übelstand 
abhelfen, daß nämlich die Bundeszuwendun- 
gen für den kommunalen Straßenbau in diesem 
Bereiche „außergewöhnlich niedrig" liegen? 


22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der im gesam- 
Dr. Marx ten pfälzischen Bereich als besonders dringend 

(Kaiserslautern) empfundenen Notwendigkeit zu entsprechen 
und dem Ausbau der A 76 auf der Teilstrecke 
Landstuhl — Pirmasens- — Karlsruhe zusammen 
mit den Anschlußteilen Kaiserslautern — A 76 
und Zweibrücken — Pirmasens in den Straßen- 
baumaßnahmen die Prioritätsstufe I zuzumes- 
sen? 


23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
Schröder Sturmfluten im November 1970 auf der Insel 

(Wilhelminenhof) Borkum ein Teil der südwestlichen Randdüne 
weggespült wurde und dadurch bei einer er- 
neuten Sturmflut Gefahr für die ganze Insel 
besteht, wenn nicht unverzüglich Schutzmaß- 
nahmen ergriffen werden? 


24. Abgeordneter Welche Maßnahmen • — sofort und langfri- 
SchrÖder stig — gedenkt die Bundesregierung zu ver- 

(Wilhelminenhof) anlassen, um diese Gefahr zu beseitigen? 
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25. Abgeordneter 
Dröscher 


26. Abgeordneter 

Flämig 


27. Abgeordneter 
Pfeifer 


28. Abgeordneter 
Pfeifer 


29. Abgeordneter 

Niegel 


30. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 


31. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 


32. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


Wer trägt die Verantwortung dafür, daß ein 
bereits im Januar 1964 ein geleitetes Planfest- 
stellungsverfahren nach dem Fernstraßenge- 
setz für den Umbau der Einmündung ein- 
schließlich des Ausbaus der B 41 zwischen dem 
Bahnhof Martinstein und der Simmerbach- 
brücke bisher immer noch nicht abgeschlossen 
werden konnte, und wird die Bundesregierung 
jetzt dafür sorgen, daß die Verkehrssicherheit 
an dieser Stelle, an der sich schon so viele 
schwere Unfälle ereigneten, in möglichster Be- 
schleunigung hergestellt wird? 


Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, ihre Ab- 
sicht rückgängig zu machen, daß mit dem Fahr- 
planwechsel der Eilzug 1802, Abfahrt 6.48 Uhr, 
auf dem Bahnhof von Langenselbold nicht 
mehr halten soll, obwohl rund 300 Fahrgäste, 
zumeist Zeitkarteninhaber, diesen Zug auf der 
Fahrt zur Arbeitsstätte benutzen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß hinsicht- 
lich der Verkehrsdichte die B312 zwischen 
Reutlingen und Pfullingen an erster Stelle 
aller Bundesfemstraßen in Südwürttemberg- 
Hohenzollern liegt? 


Wann wird nach den gegenwärtigen Vorstel- 
lungen der Bundesregierung mit dem vierspu- 
rigen Ausbau der B312 im Raume Reutlin- 
gen — Pfullingen begonnen werden, und bis 
wann kann mit der Fertigstellung dieses Teil- 
stückes einschließlich der Teilumgehung Pful- 
lingen gerechnet werden? 


Wird die Bundesregierung unverzüglich und 
mit Nachdruck das noch nicht fertige Teilstück 
der Bundesstraße B 505 (Bayreuth — Bamberg) 
ausbauen, damit es noch 1971, wie Staatssekre- 
tär Börner im Herbst 1970 erklärte, dem Ver- 
kehr übergeben werden kann? 


In welchen Ausbaustufen wird die Bundesauto- 
bahn Weinsberg — Nürnberg gebaut? 


Mit welchem Aufwand ist für die einzelnen 
Ausbaustufen zu rechnen? 


Welche Mittel stehen für den Bau der Auto- 
bahnbrücke in Schalding bei Passau für 1971 
und voraussichtlich für 1972 zur Verfügung? 
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33. Abgeordneter Trifft es zu, daß von der bayerischen Ober- 

Dr. Fuchs sten Baubehörde Mittel in Höhe von ca. 3 Mil- 

lionen DM, die für den Bau der Brücke und 
die Errichtung des Dammes vorgesehen waren, 
für andere Baumaßnahmen verwendet werden? 

34. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür ausschlaggebend, 

Dr. Arnold daß bei der Aufnahme des Selbstwähl-Fern- 

dienstes zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Japan zunächst die Städte Bonn, 
Frankfurt und München, nicht aber Düsseldorf, 
die Stadt mit der größten japanischen Kolonie 
Europas, berücksichtigt worden sind? 

35. Abgeordneter Auf welche Weise kann und will die Bundes- 

Dr. Arnold regierung darauf hinwirken, daß alsbald auch 

von Düsseldorf aus direkte Ferngespräche nach 
Japan möglich sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


36. Abgeordneter Bis wann ist mit der Veröffentlichung der Aus- 
Weigl führungsvorschriften für den Vollzug des 

Zweiten Wohngeldgesetzes zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


37. Abgeordnete Welche institutionellen Maßnahmen gedenkt 

Frau Dr. Walz die Bundesregierung vorzuschlagen, um eine 

widerspruchsfreie und zusammenhängende 
europäische Technologiepolitik verwirklichen 
zu helfen? 

38, Abgeordneter Wie kann dafür gesorgt werden, daß in den 

Weigl Numerus Clausus-Fächern Physik, Chemie, 

Biologie und Mathematik an den einzelnen 
deutschen Universitäten keine größere Zahl 
von Studienplätzen durch Doppel- und Mehr- 
fachmeldungen leer bleibt? 


Bonn, den 26. Februar 1971 
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